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Aus dem Inhalt
Seit die EU-Kommission Anfang 
der 90er Jahre das „European Obser-
vatory on Policies to Foster Economic 
and Social Integration“ eingerichtet 
hat, gewinnt das Konzept der sozialen 
Ausgrenzung zunehmend an Bedeu-
tung in der Sozialberichterstattung. 
Eine konkrete, allgemein akzeptierte 
Definition von sozialer Ausgrenzung 
existiert bislang nicht. Graham Room 
(1998) hatte versucht, den Begriff in-
haltlich als Verweigerung oder Nicht-
Verweigerung von sozialen Rechten 
und damit verbundenen Ungleich-
heiten in der Verteilung von Leben-
schancen zu füllen. Dieser Vorschlag 
wirkte jedoch nicht konsensbildend 
in Bezug auf die Indikatoren für das 
Konzept der Ausgrenzung. Dennoch 
eröffnet es bessere Möglichkeiten, 
soziale Benachteiligung zu erklären, 
da es eben nicht nur, wie der Ressour-
cenansatz, von der Verfügbarkeit von 
Einkommensgrößen ausgeht, sondern 
auf unterschiedliche materielle und 
immaterielle Güter und den sich dar-
aus eröffnenden Handlungsspielraum 
abhebt. Jos Berghmans (1995) Zuord-
nung der unterschiedlichen Konzepte 
sozialer Benachteiligung verdeutlicht 
die Nähe des Konzepts der sozialen 
Ausgrenzung mit dem reformulierten 
Lebenslagenansatz. In beiden Be-
trachtungsweisen wird eine zeitliche 
Komponente einbezogen und eine 
eingeschränkte gesellschaftliche 
Teilhabe als Prozess oder als langan-
dauernde Situation verstanden. 
Beim Lebenslagenansatz handelt 
es sich zunächst weniger um eine 
deduktiv abgeleitete Theorie, wie etwa 
beim Humankapitalansatz, sondern 
eher um singuläre Beschreibungen, 
Fallstudien und ad-hoc-Theorien mitt-
lerer Reichweite. Ein theoretisch kon-
sistentes Erklärungsmodell liegt nicht 
vor. Der Erklärungsansatz hebt – 
wenn man auf die Grundlagen zurück-
geht, wie sie etwa Otto Neurath (1931) 
entworfen hat oder von Gerhard 
Weißer (1956, 1969) und Ingeborg 
Nahnsen (1975) weiterformuliert wur-
den – darauf ab, dass Lebenslagen 
a) verschiedene strukturelle Ebenen 
der Gesellschaft betreffen und von 
daher stets als Mehrebenenmodelle 
gedacht werden müssen, b) sich nicht 
eindimensional durch ökonomische 
Ressourcen erklären lassen, sondern 
nur multidimensional durch unter-
schiedliche Ressourcen und deren 
Verfügbarkeit und Nutzung, c) sowohl 
objektive und subjektive als auch ma-
terielle und immaterielle Dimensionen 
von Versorgungslagen umfassen und 
Sozialstaatliche Aktivitäten und 
deren Wirkungen auf Lebenslagen 
von Individuen und Haushalten 
bilden den inhaltlichen Schwer-
punkt dieses ZeS report. Damit 
stellt das ZeS Arbeiten aus einem 
seiner zentralen Forschungsfelder 
vor: Lebenslagenorientierte Wir-
kungsforschung.
Einleitend unternimmt Wolfgang 
Voges konzeptionelle Überle-
gungen zu den theoretischen 
Grundlagen und Bezugsrahmen 
einer an Lebenslagen orientierten 
Wirkungsforschung und plädiert 
für eine stärkere Berücksichtigung 
eines reformulierten Lebenslagen-
ansatzes in der Sozialberichterstat-
tung.
Petra Buhr befasst sich mit den 
Auswirkungen von Fallpauscha-
len für die Patientenversorgung 
im Krankenhaus und stellt For-
schungsansatz wie erste Ergeb-
nisse aus einem Projekt vor, das 
sich mit Wandel von Medizin und 
Pflege im DRG-System (Diagno-
sis Related Groups) befasst.
Die Arzneimittelversorgung von 
Frauen und Männern im höhe-
ren Lebensalter ist Gegenstand 
des Beitrags von Gerd Glaeske, 
in dem die Einflüsse von Alter und 
Geschlecht auf die Arzneimittelver-
sorgung untersucht werden.
Berichte über Tagungen und Pro-
jekte, Hinweise auf Veranstaltun-
gen und neuere Veröffentlichun-
gen geben darüber hinaus Einblick 
in weitere Themen und Arbeits-
stränge des ZeS, insbesondere 





2d) schließlich nicht einfach als Ursa-
che-Wirkungs-Relationen betrachtet 
werden können. Vielmehr sind sie 
sowohl die Folge eines bestimmten 
Ausmaßes an gesellschaftlicher Teil-
habe, als auch die Ursache für das 
Ausmaß weiterer gesellschaftlicher 
Partizipation und eventueller sozialer 
Ausgrenzung und zwar vermittelt über 
die Zeit.
Soziale Indikatoren sind Ausdruck 
gesellschaftlicher Verhältnisse und 
Veränderungen. Sie sollen Aussagen 
über die Verbesserung oder Ver-
schlechterung von Lebensqualität und 
Teilhabechancen ermöglichen. Damit 
bilden sie die Grundlage von Sozial-
berichterstattung und schaffen die 
Voraussetzungen für sozialstaatliche 
Interventionen. Allerdings können 
Indikatoren zu einer bestimmten sozi-
alen Erscheinung nicht von sich aus 
als Hinweis auf ein soziales Problem 
betrachtet werden. Sie erlangen diese 
Bedeutung erst dann, wenn sie mittel-
bar oder unmittelbar zu gesellschaft-
lichen Zielen in Beziehung gesetzt 
werden. Die inhaltliche Bestimmung, 
was unter Armut und Ausgrenzung zu 
verstehen ist, lässt sich keineswegs 
aus einer scheinbaren Evidenz von 
Phänomenen einer bestimmten Ver-
sorgungslage ableiten, sondern muss 
sich stets auf einen theoretischen Be-
zugsrahmen beziehen.
Beim EU-Programm zur Bekämp-
fung von Armut und Ausgrenzung wur-
den die Unterschiede in der europä-
ischen Gemeinschaft etwa auf Grund 
unterschiedlicher Wohlfahrtsstaats-
Modelle oder Program-
me zur existenziellen 
Mindestsicherung 
ausgeklammert und die 
Auswahl der EU-Indika-
toren auf der Grundlage 
einer pragmatisch be-
schreibenden Theorie 
getroffen. Gilt es aber, 
Armut und Ausgrenzung 
nicht nur zu beschrei-
ben, sondern darüber 




eller sowie immaterieller 
Ressourcen zustande 
kommt, können Aussa-
gen über das Entstehen 
von sozialer Ausgren-
zung nicht per se  an-
hand einer gegebenen 
statistischen Verteilung 
gemacht werden. Armut und Aus-
grenzung konstituieren sich wie auch 
andere soziale Phänomene „erst im 
Verhältnis zu den Standards ihrer Fest-
stellung“ (Habermas 1968). Eine Be-
trachtung etwa von Unterversorgung 
und Tendenzen von Ausgrenzung 
„an sich“ ist nicht möglich. Es hängt 
vielmehr vom jeweiligen theoretischen 
Zugang, den entsprechenden Operati-
onalisierungen sowie den normativen 
Setzungen ab, inwieweit sie zu eindeu-
tigen sozialen Phänomenen werden.
Vergleicht man den Lebensla-
genansatz mit dem Ressourcen- und 
Lebensstandardansatz, wird deren 
unterschiedliches Erklärungspotenzial 
deutlich.
Im Ressourcenansatz ist die aus-
reichende Verfügbarkeit von Ressour-
cen die wesentliche Voraussetzung 
für angemessene gesellschaftliche 
Teilhabe. Da zahlreiche Ressourcen 
wie etwa Bildung oder Gesundheit als 
Humankapital nur schwer zu messen 
sind, wird zumeist Einkommen als 
Approximation für die unterschiedli-
chen Ressourcen verwendet. Der Er-
klärungsansatz setzt zum Einen den 
rationalen Akteur voraus, der seine 
Ressourcen wirtschaftlich verwendet, 
da es ansonsten zu erheblichen Un-
terversorgungslagen kommen kann. 
Zum Anderen wird implizit davon aus-
gegangen, dass bei ausreichenden 
finanziellen Mitteln und einer funk-
tionierenden Marktwirtschaft (keine 
Rationierung) alle lebensnotwendigen 
Güter für den Grundbedarf zu erwer-
ben sind. Vor diesem Hintergrund 
kann aus den verfügbaren finanziellen 
Ressourcen indirekt geschlossen wer-
den, inwieweit sich Personen in einer 
Lebenslage befinden, die keine ange-
messene gesellschaftliche Teilhabe 
ermöglicht. 
Der Lebensstandardansatz geht 
davon aus, dass die ausreichende 
Verfügbarkeit von materiellen und 
immateriellen Gütern die Vorausset-
zung für gesellschaftliche Teilhabe 
ist. Die Güter, die von der Mehrheit 
der Bevölkerung als typisch für eine 
angemessene Lebensweise in einer 
bestimmten Gesellschaft angesehen 
werden, bilden die Bezugsgröße, an 
der die faktische Bedarfsdeckung 
gemessen und das Ausmaß an De-
privation bestimmt wird. Es handelt 
sich somit um eine direkte Messung 
einer Versorgungslage. Dieser Erklä-
rungsansatz basiert auf der Annahme, 
dass eine Unterversorgung mit Gütern 
vor allem aus fehlenden finanziellen 
Mitteln resultiert. Aber auch dort, wo 
das Fehlen von Gütern teilweise auf 
individuelle Präferenzen zurückgeführt 
wird, stellt sich die Frage, inwieweit es 
sich um Rationalisierungen handelt.
Im Lebenslagenansatz ist der 
Handlungsspielraum, der Personen 
zur Entfaltung und Wahrnehmung 
persönlicher Interessen zur Verfügung 
steht und der einen entsprechenden 
Minimalstandard nicht unterschreitet, 
die wesentliche Bestimmungsgröße 
für gesellschaftliche Teilhabe. Eine 
Versorgungslage lässt sich anhand 
des Handlungsspielraums als Ergeb-



















































































































!RBEITSPLATZ  :UGAN E





SCHAFT E HNISCH KONFES
SIONELLE 'EMEINSCHAFT	
Abb: 1   Zum Zusammenhang zwischen Versorgungslage  
und Indikatoren im Lebenslagenansatz
Quelle in Anlehnung an Strengmann-Kuhn 2003
3dadurch produzierter/erworbener 
Güter des Lebensstandards direkt 
messen. Da die Verwendung der 
Ressourcen für den Gütererwerb sehr 
unterschiedlich beurteilt wird, muss 
die subjektive Bewertung des durch 
den Ressourceneinsatz konstituierten 
Handlungsspielraums mit berücksich-
tigt werden. Gegenüber den anderen 
Erklärungsansätzen 











sind stets mehrere 
Schwellenwerte 
notwendig, um eine 
Unterversorgungslage 





men zu Armut und Ausgrenzung struk-
turieren also in entscheidender Weise 
die von der Sozialberichterstattung zu 
erfassenden sozialen Erscheinungen 
vor. Eine Sozialberichterstattung, die 
diesen Umstand negiert, bekommt 
schnell den Ruf, zum „Empirismus 
sozialer Lageindikatoren“ (Schulz-
Nieswandt 2002) beizutragen. Die 
unbefriedigende Entwicklung in der 
Bestimmung von Dimensionen und 
Indikatoren einer Lebenslage begüns-
tigte eine Praxis der Sozialberichter-
stattung, bei der bereits die Verteilung 
von Phänomenen der Unterversor-
gung als Ausdruck einer Lebenslage 
betrachtet wurde. Eine derartige Ver-
kürzung wird jedoch den Prämissen 
eines Lebenslagenkonzeptes als mul-
tidimensionalen Erklärungsansatz auf 
mehreren gesellschaftlichen Ebenen 
nicht gerecht. 
Im Mittelpunkt des Lebensla-
genansatzes stehen nun nicht mehr 
ausschließlich die verfügbaren Res-
sourcen, die ein bestimmtes Versor-
gungsniveau ermöglichen, sondern 
zugleich der Handlungsspielraum, der 
sich für Personen auf Grund dieser 
Versorgungslagen eröffnet oder ver-
schließt. Allein aus den Ressourcen, 
die eine bestimmte Lebenslage verur-
sachen, kann eben nicht unmittelbar 
auf Folgen dieser Lebenslage für das 
weitere Handeln geschlossen werden. 
So muss sich etwa aus einer durch 
Einkommensarmut gekennzeichneten 
Lebenslage nicht unmittelbar auch ein 
eingeschränkter Handlungsspielraum 
für die Nutzung von Gesundheits-
diensten ergeben. Eine Lebenslage 
als Folge und Ursache von Teilhabe-
chancen lässt sich nur durch mehrere 
Indikatoren und deren Kombination 
angemessen erfassen. Von daher 
wäre die Heranziehung eines einzigen 
Indikators etwa zur Bestimmung des 
Versorgungsniveaus mit Bildungs-
gütern und deren Nutzung eine Ap-
proximation mit erheblichen Einschrän-
kungen. 
Um eine Lebenslage und den da-
mit verbundenen Handlungsspielraum 
erfassen zu können, scheinen die 
Dimensionen Bildung, Erwerbstätig-
keit, Wohnen, Gesundheit und Ein-
kommen geeignet. Mitunter wird noch 
die Forderung erhoben, stärker eine 
Dimension zum sozialen Kapital in 
Form von Unterstützungsleistungen 
aus sozialen Netzwerken zu berück-
sichtigen. Diesen nicht-monetären 
Transfers wird insbesondere in Be-
zug auf die Lebenslage von Frauen 
eine große Bedeutung beigemessen. 
Über diese Dimensionen herrscht 
ein weitgehender Konsens in den 
Sozialwissenschaften. Welche In-
dikatoren zu deren Messung herange-
zogen werden, wird jedoch sehr kon-
trovers diskutiert. Vereinzelt wird die 
Forderung erhoben, zunächst Bedin-
gungskomplexe für eine bestimmte 
Lebenslage empirisch zu erfassen 
und daraus Indikatoren abzuleiten. 
Dabei wird jedoch übersehen, dass es 
sich bei der Lebenslage um ein theo-
retisches Konstrukt handelt, das sich 
der direkten Beobachtung entzieht. 
Daher handelt es sich hier nicht um 
ein „methodisch-technisches“ Problem 
– etwa einer dynamischen Betrach-
tungsweise von Lebenslagen, das z. 
B. durch eine spezifische statistische 
Vorgehensweise gelöst werden kann. 
Vielmehr muss von vornherein be-
stimmt werden, welchen Stellenwert 
dem jeweiligen Phänomen für eine 
bestimmte Lebenslagedimension im 
theoretischen Modell beigemessen 
werden soll und 
welcher Indikator 
dafür geeignet ist. 
(vgl. Tab.1)  
Ebenso wenig 
Einigkeit wie bei 
der Bestimmung 
von Indikatoren 
herrscht in Bezug 
auf die Schwellen-












wird die Frage 
nach einem Schwellenwert, bei des-
sen Überschreiten zu einem Zeitpunkt 
t
2
 eine Überwindung einer durch 
Unterversorgung oder Ausgrenzung 
gekennzeichneten Lebenslage ge-
sprochen werden kann. Vor dem 
Hintergrund fehlender einheitlicher Be-
stimmungsgrößen für eine bestimmte 
Lebenslage wird trotz des Anspruchs, 
Multidimensionalität zu berücksichti-
gen, zumeist das Einkommen als die 
zentrale Dimension angesehen, da 
sie den Zugang zur Wahrnehmung 
von Lebenschancen und Befriedigung 
zahlreicher Bedürfnisse ermöglicht. 
Indikatoren zur Dualität 
von Lebenslage als Ergebnis 
und Bedingung 
Beim Lebenslagenansatz ist zu 
berücksichtigen, dass die Lebens-
lage sowohl einen zu erklärenden 
Sachverhalt (Explanandum) als auch 
einen erklärenden Sachverhalt (Ex-
planans) darstellt. Zum einen kann 
eine Lebenslage als Folge ungleicher 
Verteilung von Gütern, Fähigkeiten 
und Chancen erklärt werden (Expla-
nandum). Daneben stellt die Lebens-
lage jedoch auch die Ursache für 
unterschiedliche Wahrnehmung von 
Chancen der Ausgestaltung indivi-
dueller Handlungsspielräume unter 
bestimmten sozialstrukturellen Rah-
menbedingungen dar (Explanans). 














































Tab: 1   Dimensionen, Indikatoren und Schwellenwerte  
für Unterversorgung im Lebenslagenkonzept
4unterschiedliche Selektivitätskriterien 
eine wesentliche Rolle. Daher ist zu 
unterscheiden zwischen der Wahr-
scheinlichkeit des Eintritts in eine Le-
benslage und der Wahrscheinlichkeit, 
diese Lebenslage auf eine bestimmte 
Weise zu bewältigen und auszuge-
stalten. Um die Dualität von Lebens-
lagen als Ergebnis und Bedingung zu 
beobachten und zum Gegenstand der 
Sozialberichterstattung zu machen, 
ist es notwendig, stets eine analyti-
sche Trennung von Explanandum und 
Explanans vorzunehmen. Zum einen 
kann eine bestimmte Lebenslage die 
Folge von eingeschränkter gesell-
schaftlicher Teilhabe sein, zum ande-
ren kann sie aber auch zugleich die 
Ursache von sozialer Ausgrenzung 
und verminderten Lebenschancen 
sein. Wenn die kausale Beziehung 
einer Lebenslage als Folge und Ur-
sache der Verfügbarkeit und Nutzung 
sozialer Güter betrachtet werden soll, 
muss bestimmt werden, in welcher 
Beziehung diese beiden Aspekte zu-
einander stehen und welche Indikato-
ren sich diese Dualität einer Lebensla-
ge verdeutlichen lässt.
Man könnte zum einen etwa 
annehmen (Abb. 2 oben), dass sozi-
alstaatliche und sozioökonomische 
Bedingungen sowie berufsfachlich 
geschlossene Teilarbeitsmärkte Arbeit 
Suchende mit niedrigem Ausbildungs-
niveau veranlassen, Erwerbstätig-
keiten mit hohen gesundheitlichen 
Risiken aufzunehmen. Bei geringen 
individuellen und sozialen Ressourcen 
zur Kompensation der gesundheits-
belastenden Einflüsse erhöht sich 
das Erkrankungsrisiko und darüber 
vermittelt das Beschäftigungsrisiko. 
Eingeschränkte Erwerbsmöglichkeiten 
verstärken wiederum das Risiko mate-
rieller Unterversorgung. Zum anderen 
ist zu vermuten (Abb. 2 unten), dass 
eine durch Unterversorgung gekenn-
zeichnete Lebenslage bei fehlenden 
individuellen und sozialen Ressour-
cen das Risiko einer Verstetigung 
gesundheitlicher Beeinträchtigungen 
erhöht. Dies wiederum würde die Er-
werbschancen drastisch einschränken 
sowie Teilhabechancen reduzieren 
und das Risiko für soziale Ausgren-
zung erhöhen. Je nachdem, welcher 
Zusammenhang zur Lebenslage als 
Folge und Ursache einer bestimmten 
Teilhabe angenommen wird, erge-
ben sich unterschiedliche Ansätze, 
Ausgrenzung zu bestimmen und zu 
messen.
Die meisten Studien, die sich auf 
den Lebenslagenansatz berufen, 
haben den Anspruch, das Zustan-
dekommen einer Lebenslage zu 
erklären (Explanandum). Implizit wird 
ähnlich wie beim Ressourcenansatz 
eine lineare Beziehung zwischen der 
Verfügbarkeit von Ressourcen und 
deren Einsatz zur Nutzung von Hand-
lungsspielräumen unterstellt. Vor dem 
Hintergrund einer möglichen Diskre-
panz zwischen objektiven Lebens-
bedingungen und deren subjektiver 
Wahrnehmung ist dies sicher eine 
nicht unproblematische Annahme. 
Einige wenige Studien betrachten 
dagegen die Auswirkungen einer be-
stimmten Lebenslage und schreiben 
ihr damit den Status des Explanans 
zu. Im Mittelpunkt steht dabei die Ana-
lyse von Deprivationsphänomen. Al-
lerdings lassen sich Prozesse sozialer 
Ausgrenzung als Folge einer vor mehr 
oder weniger langer Zeit entstande-
nen Lebenslage retrospektiv nur be-
grenzt rekonstruieren. Eine prospekti-
ve Betrachtung ist nur eingeschränkt 
mit wenigen Datenbeständen möglich.
In welcher Weise die Wechselwir-
kung einer Lebenslage als „Outcome“ 
und „Input“ von gesellschaftlicher Teil-
habe für eine darauf bezogene Sozial-
berichterstattung einzubeziehen wäre, 
lässt sich durch eine differenzierte 
Betrachtung von gesellschaftlichen 
Ebenen und Zeitpunkten aufzeigen 
(Abb. 3). Zunächst konstituieren so-
zialstaatliche und sozioökonomische 
Rahmenbedingungen eine bestimmte 
Ausgangssituation. Diese Bedingun-
gen auf der Makroebene wirken auf 
Lebensbedingungen und Lebenschan-
cen sowie die Mentalität individueller 
Akteure. Sie schaffen eine Anreiz-
struktur zur Nutzung von Ressourcen 
und Wahrnehmung von Handlungs-
spielräumen. Aussagensysteme etwa 
zu bestimmten Lebensbedingungen, 
Aktivitäten staatlicher Agenturen 
und korporativer Akteure können die 
subjektive Wahrnehmung von Oppor-
tunitätsstrukturen verstärken oder ab-
schwächen. Strukturelle Bedingungen 
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Abb: 2   Lebenslage als Folge und Ursache  
gesellschaftlicher Teilhabe
5dieses wiederum wirkt sich auf die 
Lebenslage aus, die den situativen 
Kontext für weiteres individuelles Han-
deln darstellt. Die Abfolge dieser drei 
Schritte lässt sich wiederholt betrach-
ten und als dynamisches Modell der 
Wechselwirkungen zwischen struktu-
rellen Bedingungen (Makroebene) und 
individuellen Handeln (Mikroebene) 
verstehen. Strukturelle Bedingungen 
konstituieren nicht unmittelbar Hand-
lungsspielräume. Vielmehr treten an 
verschiedenen Stellen Selektions-
effekte auf, die auf unterschiedlichen 
Mechanismen beruhen, wie der In-
terpretation der Ausgangssituation 
durch die individuellen Akteure, deren 
jeweilige Auswahl der Handlungsalter-
nativen und dem Handeln selbst. Die 
Auswirkungen individuellen Handelns 
schlagen sich als kollektives oder 
strukturrelevantes Ergebnis auf der 
Makroebene nieder.
Fazit
Beim Lebenslagenansatz geht 
es um das Auftreten von Unterver-
sorgungslagen, die je nach Haus-
haltskonstellation und Dauer der 
Unterversorgung unterschiedliche Aus-
wirkungen auf das Armutsrisiko haben 
und manifeste Tatbestände sozialer 
Ausgrenzung sichtbar machen, aber 
keineswegs damit gleich zu setzen 
sind. Defizite in der Theoriebildung 
und Konstruktion von Indikatoren 
haben bislang eine unmittelbare Um-
setzung des Lebenslagenansatzes in 
die Sozialberichterstattung erschwert. 
Daher wurden häufig Indikatoren für 
das Vorhandensein von bestimmten 
Phänomen verwendet. Die Betrach-
tung der Prävalenz von Erscheinun-
gen in bestimmten Versorgungslagen 
wird jedoch dem Lebenslagenansatz 
in keiner Weise gerecht. Dieser fo-
kussiert auf die Inzidenz, also das 
Auftreten von bestimmten Phänomen 
und deren Entwicklung als Folge des 
Handeln von Personen.  Das mitun-
ter angeführte Argument, dass sich 
für diese Betrachtungsweise keine 
angemessenen Indikatoren in reprä-
sentativen Datenbeständen finden 
lassen, trifft so nicht zu. Die angeführ-
ten Beispiele verdeutlichen, dass sich 
auf der Basis von Längsschnittdaten 
(SOEP) angemessene Indikatoren 
konstruktieren lassen, um das Ent-
stehen einer bestimmten Lebenslage, 
die Nutzung des damit gegebenen 
Handlungsspielraumes und mögli-
che Risiken sozialer Ausgrenzung 
zu erklären. Aber auch anhand von 
Querschnittsdaten (EVS) lassen sich 
mit gewissen Einschränkungen Indi-
katoren ableiten, um die Dualität einer 
Lebenslage als Folge und Ursache 
erfassen zu können. Da die subjekti-
ve Wahrnehmung von objektiven 
Lebensbedingungen die Nutzung von 
Handlungsalternativen beeinflusst, 
kann eine am Lebenslagenansatz 
ausgerichtete Sozialberichterstattung 
mögliche Inkonsistenzen zwischen 
diese beiden Aspekten nicht ausklam-
mern. Hier trifft es in der Tat zu, dass 
eine Kontrastierung von Indikatoren 
für objektive Bedingungen und deren 
subjektive Bewertung  nicht mit allen 
Datenbeständen möglich. Unabhängig 
von dieser Einschränkung sollte der 
reformulierte Lebenslagenansatz stär-
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Situation T2v
Spannung zwischen strukturellen Opportu-
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Als Beispiel für das Forschungs-
feld „Lebenslageorientierte Wirkungs-
forschung“ wird im Folgenden das 
Projekt „Wandel von Medizin und 
Pflege im DRG-System“ (WAMP) nä-
her vorgestellt. Diese Studie wird vom 
Zentrum für Sozialpolitik in Zusam-
menarbeit mit dem Wissenschafts-
zentrum Berlin für Sozialforschung 
durchgeführt und von der Hans Böck-
ler Stiftung, der Gewerkschaft Ver.
di, der Gmünder Ersatzkasse (GEK) 
und der Landesärztekammer Hessen 
gefördert bzw. unterstützt. Ziel des 
Projektes ist es, die Folgen einer weit-
reichenden Reform im deutschen Ge-
sundheitswesen zu untersuchen: Die 
Einführung von diagnoseorientierten 
Fallpauschalen (DRG).
Gesundheit als Voraussetzung  
für gesellschaftliche Teilhabe
Im zweiten Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung 
wird Gesundheit als ein zentraler 
Aspekt der Lebenslage bezeichnet: 
„Gesundheit ist Voraussetzung für 
individuelles Wohlbefinden sowie für 
ökonomische und soziale Teilhabe“ 
(Bundesregierung 2005:  272). Der 
Handlungsspielraum des Menschen 
oder die Chancen auf ein selbstbe-
stimmtes Leben werden also entschei-
dend durch den Gesundheitszustand 
geprägt: Personen mit schlechtem 
Gesundheitszustand sind nicht nur in 
ihren Möglichkeiten zur Erwerbsar-
beit eingeschränkt, sondern auch in 
Hinblick auf Aktivitäten im Haushalt 
oder bei der Freizeitgestaltung. Mög-
liche Folgen sind (materielle) Armut 
und/oder soziale Isolation. Insoweit 
kommt der Herstellung von Rahmen-
bedingungen für eine hohe Qualität 
der medizinischen Versorgung und 
der Sicherstellung eines gleichbe-
rechtigten Zugangs zu medizinischen 
Leistungen für alle eine wichtige Be-
deutung zu. Auf der Internet-Seite des 
Bundesministeriums für Gesundheit 
heißt es dazu: „Es ist das Ziel der 
Gesundheitspolitik, die Gesundheit 
der Bürger zu erhalten, zu fördern und 
im Krankheitsfall wieder herzustellen. 
Gesünder leben, länger leben und 
aktiver leben zu können, dies ist für 
jeden Bürger bestmöglich zu gewähr-
leisten. Das Gesundheitswesen quali-
tativ auf hohen Stand und gleichzeitig 
finanzierbar zu halten, ist die Heraus-
forderung, vor der die Gesundheitspo-
litik heute und auch in Zukunft steht. 
Dazu bedarf es eines umfassenden 
Systems gesundheitlicher Sicherung, 
das allen Bürgern wirksam und ohne 
Hindernisse zur Verfügung steht.“ 
Veränderte Rahmenbedingungen 
im Gesundheitswesen durch  
Fallpauschalen
Das Gesundheitswesen in 
Deutschland ist seit Jahren Ziel um-
fangreicher Reformen, mit denen die 
Finanzierungsgrundlagen gesichert, 
Strukturprobleme gelöst und die 
Qualität der Versorgung verbessert 
werden sollen. Seit Mitte der 1990er 
Jahre haben sich insbesondere auch 
die Rahmenbedingungen für die 
Krankenhäuser verändert, vor allem 
durch die Budgetierung und erste 
Fallpauschalen im Bereich der Chi-
rurgie.1 Damit wurde die Umstellung 
von einer retrospektiven Finanzierung 
über Tagessätze auf eine prospektive 
Finanzierung eingeleitet. Mit der – mit 
Ausnahme der Psychiatrie – nunmehr 
flächendeckenden Einführung von 
diagnoseorientierten Fallpauschalen 
ab dem Jahre 20042 ist das Finan-
Diagnosis Related Groups (DRG) 
und Lebenslage 
Folgen der Einführung von Fallpauschalen für die  
Patientenversorgung
1 Zu den Strukturveränderungen im deutschen Gesundheitssystem und dessen Folgen 
für die Patientenversorgung vgl. z. B. Klinke/Simon.
2 Ab 2003 war bereits ein freiwilliger Umstieg möglich. 
3 Im DRG-System werden alle Patienten je nach Diagnose, Schweregrad und Prozedur 
in bestimmte Fallgruppen eingeordnet, für die das Krankenhaus eine pauschale Vergü-
tung erhält. Der „Preis“ einer DRG ergibt sich durch Multiplikation eines sog. Basisfall-
wertes mit einem Relativgewicht. Das Relativgewicht drückt das Kostenverhältnis einer 
DRG zu einer theoretisch definierten Basisgröße 1 aus, die den empirisch ermittelten 
durchschnittlichen Behandlungskosten eines Falles entspricht (vgl. Metzger 2004: 20 
ff.). Die Festlegung des Basisfallwertes erfolgt nicht aufgrund von Bedarfsanalysen; der 
Wert spiegelt vielmehr die durchschnittlichen Fallkosten, also den Status Quo, wider. 
Die finanziellen Folgen der DRG-Einführung für die Krankenhäuser entfalten sich dabei 
erst nach und nach, weil bis 2009 eine sogenannte Konvergenzphase vorgesehen ist, im 
Verlauf derer die krankenhausindividuellen Basisfallwerte stufenweise an einen landes-
weiten Fallwert angepasst werden.
